Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1986 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/l —68070 — 5800/67 


Bonn, den 30. Juni 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats über die Einführung von Erstat- 
tungen bei der Erzeugung von Olivenöl zur Herstellung 
von Fisch- und Gemüsekonserven und zur Änderung der 
Verordnung Nr. 217/66/EWG über die Aussetzung der Ab- 
schöpfung für dieses Öl. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 15. Juni 1967 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat kann gerechnet werden. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Poslfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
über die Einführung von Erstattungen bei der Erzeugung von 
Olivenöl zur Herstellung von Fisch- und Gemüsekonserven 
und zur Änderung der Verordnung Nr. 217/66/EWG über die 
Aussetzung der Abschöpfung für dieses öl 1 ). 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rats, vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 2 ), 
insbesondere auf Artikel 19, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 162/66/EWG des 
Rats vom 27. Oktober 1966 über den Handel mit 
Fetten zwischen der Gemeinschaft und Griechen- 
land 3 ), insbesondere auf Artikel 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß der Verordnung Nr. 217/66/EWG gilt die 
Aussetzung der Abschöpfung für Olivenöl zur Her- 
stellung bestimmter Konserven nur bis zum 30. Juni 
1967. Diese Regelung wurde auf Grund der großen 
Schwierigkeiten getroffen, auf die die Einführung 
von Erstattungen bei der Erzeugung gestoßen wäre, 
da die Durchführungsvorschriften zu Artikel 19 der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG in kurzer Zeit er- 
lassen werden mußten. 

Die endgültige Regelung für diese Oie soll es der 
Olivenöl verwertenden Industrie ermöglichen, sich 
mit dem für die Konservenherstellung erforderlichen 
Ol, ungeachtet seines Ursprungs, zu etwa gleichen 
Preisen wie im Rahmen der gegenwärtig geltenden 
Regelung zu versorgen. Durch eine Erstattung bei 
der Erzeugung kann dieses Ziel erreicht werden. 

Damit die Mitgliedstaaten die erforderlichen Ver- 
waltungsmaßnahmen treffen können, empfiehlt es 
sich, eine ausreichend lange Frist bis zur Anwen- 
dung der neuen Regelung festzusetzen. Es wäre 
außerdem zweckmäßig, mit der Anwendung dieser 
Regelung erst dann zu beginnen, wenn die Preise 
für das neue Wirtschaftsjahr bekannt sind. 


J ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 235 
vom 22. Dezember 1966, S. 3974/66 
2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 
8 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 197 
vom 29. Oktober 1966, S. 3393/66 


Die Erstattung bei der Erzeugung soll es den Be- 
günstigten ermöglichen, die Olivenölqualität, die sie 
am häufigsten zur Herstellung von Konserven ver- 
wenden, auf dem Markt der Gemeinschaft zu ähn- 
lichen Preisen wie auf dem Weltmarkt zu kaufen. 
Zu diesem Zweck soll die Erstattung bei der Erzeu- 
gung auf der Grundlage des beweglichen Teilbetrags 
der Abschöpfung bei der Einfuhr der durch Raffinie- 
ren von Jungfernöl gewonnenen Oie festgesetzt 
werden. 

Es soll eine gewisse Stabilität des Selbstkosten- 
preises für Olivenöl, das zur Herstellung von Kon- 
serven verwendet wird, gewährleistet werden. Zu 
diesem Zweck soll die Erstattung für einen längeren 
Zeitraum und ohne Berücksichtigung der verhältnis- 
mäßig geringen Änderungen der Einfuhrabschöpfun- 
gen festgesetzt werden. 

Die Erstattung darf nur für die Mengen gewährt 
werden, die tatsächlich zur Herstellung der Konser- 
ven verwendet werden. Die Mitgliedstaaten müssen 
daher ein geeignetes Kontrollsystem einführen. 

Bis zur Einführung eines gemeinschaftlichen Kon- 
trollsystems sind die Modalitäten zur Zahlung der 
Erstattung bei der Erzeugung, insbesondere hinsicht- 
lich der Zahlungsfrist, in den einzelnen Mitglied- 
staaten verschieden; dies könnte zu einer unter- 
schiedlichen Behandlung der Marktbeteiligten in der 
Gemeinschaft führen. Hingegen können die Beteilig- 
ten die Erstattung in kurzer Zeit erhalten, wenn 
die Erstattung in Form einer Befreiung von der Ab- 
schöpfung bei der Einfuhr gewährt wird. Es emp- 
fielt sich daher, den Mitgliedstaaten die Möglichkeit 
einzuräumen, unter Berücksichtigung ihrer admini- 
strativen Möglichkeiten und des Interesses der Oli- 
venöl verwertenden Industrie die Erstattung ent- 
weder in Form einer Geldleistung oder in Form 
einer Befreiung von der Abschöpfung bei der Ein- 
fuhr zu gewähren — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

In Artikel 1 der Verordnung Nr. 217/66/EWG 
wird der Zeitpunkt 30. Juni 1967 durch den Zeit- 
punkt 31. Dezember 1967 ersetzt. 
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Artikel 2 

Ab 1. Januar 1968 gewähren die Mitgliedstaaten 
für Olivenöl zur Herstellung von Fischkonserven 
der Tarifstellen 16.04 B f C r D und E des Gemein- 
samen Zolltarifs und von Gemüsekonserven der 
Tarifnummen 20.02 des Gemeinsamen Zolltarifs 
eine Erstattung bei der Erzeugung. 

Artikel 3 

1. Die Kommission setzt alle zwei Monate die Er- 
stattung bei der Erzeugung fest. 

2. Der Erstattungsbetrag ist gleich dem arithmeti- 
schen Mittel des beweglichen Teilbetrags der Ab- 
schöpfungen, die bei der Einfuhr von Olivenöl der 
Tarifstelle ex 15.07 (A) (I) (a) des Anhangs I zur 
Verordnung Nr. 166/66/EWG während der beiden 
letzten Monate vor dem Monat der Inkraftsetzung 
der Erstattung erhoben wurden. 

Der früher festgesetzte Erstattungsbetrag wird je- 
doch beibehalten, wenn der Unterschied zwischen 
diesem Erstattungsbetrag und dem in Absatz 2 ge- 
nannten arithmetischen Mittel 1,5 Rechnungseinhei- 
ten oder weniger beträgt. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten führen ein Kontrollsystem 
ein, mit dem sichergestellt wird, daß die Erstattung 
bei der Erzeugung nur für Olivenöl gewährt wird, 
das zur Herstellung von Fisch- und Gemüsekonser- 
ven gemäß Artikel 2 verwendet wurde. 


2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
von ihnen gemäß Absatz 1 erlassenen Bestimmun- 
gen vor ihrer Inkraftsetzung mit. 

Artikel 5 

Bis zur Einführung einer Gemeinschaftsregelung 
über die Modalitäten der Zahlung der Erstattung 
bei der Erzeugung gewähren die Mitgliedstaaten die 
Erstattung: 

— entweder in Form einer Geldleistung 

— oder in Form einer Befreiung von der Abschöp- 
fung bei der Einfuhr in Höhe des dem Betreffen- 
den zustehenden Betrags. 

Im letzten Fall kann die Einfuhr bis zu dem Zeit- 
punkt, von dem an die Einfuhrlizenzen für ein inner- 
halb der Gemeinschaft zu tätigendes Geschäft gültig 
sind, nur nach dem Mitgliedstaat erfolgen, in dem 
das Olivenöl zur Herstellung von Fisch- und Ge- 
müsekonserven verwendet wurde. 

Artikel 6 

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Ver- 
ordnung werden nach dem Verfahren des Artikels 38 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG erlassen. 

Artikel 7 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1967 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Aussetzung der Abschöpfung bei der Ein- 
fuhr von Olivenöl zur Herstellung bestimmter Fisch- 
und Gemüsekonserven gilt gemäß der Verordnung 
Nr. 217/66/EWG nur für die bis zum 30. Juni 1967 
getätigten Einfuhren. Es empfiehlt sich daher, die 
für dieses öl ab 1. Juli 1967 geltenden Vorschriften 
zu erlassen. 

2. Der Rat hat im Dezember 1966 bei der Wahl 
zwischen den beiden in Artikel 19 der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG für dieses öl vorgesehenen Rege- 
lungen der Aussetzung der Einfuhrabschöpfung den 
Vorzug vor der Erstattung bei der Erzeugung ge- 
geben, da die Einführung einer Erstattungsregelung 
angesichts der sehr kurzen Frist, die bis zu ihrer 
Inkraftsetzung blieb, den Mitgliedstaaten Schwierig- 
keiten hätte bereiten können. 

Die vom Rat festgesetzte Regelung, auf Grund deren 
der Konservenindustrie die Möglichkeit genommen 
wurde, in der Gemeinschaft erzeugtes öl zu kaufen, 
wirkte sich infolge des Produktionsdefizits nicht 
nachteilig auf das laufende Wirtschaftsjahr aus. 

3. Auf Grund der jetzt vorgeschlagenen Regelung 
können die Konservenhersteller das erforderliche 
öl, ungeachtet seines Ursprungs, auf dem Markt 
der Gemeinschaft zu etwa gleichen Preisen wie ge- 
genwärtig auf dem Weltmarkt infolge der Ausset- 
zung der Abschöpfung kaufen. Die Erstattung bei 
der Erzeugung, deren Betrag im wesentlichen gleich 
der mittleren Abschöpfung bei der Einfuhr ist, macht 
dies möglich. 

Die Frist bis zur Inkraftsetzung der Erstattungs- 
regelung muß lang genug sein, damit die Mitglied- 


staaten die hierfür erforderlichen Maßnahmen tref- 
fen können. Da es außerdem zweckmäßig ist, zu- 
mindest beim ersten Mal die Erstattung erst dann 
festzusetzen, wenn die Preise für das neue Wirt- 
schaftsjahr bekannt sind, wurde der 1. Januar 1968 
als Zeitpunkt für das Inkrafttreten der ersten Erstat- 
tung festgesetzt. 

4. Da es sich bei dem zur Herstellung von Kon- 
serven verwendeten öl fast ausschließlich um raffi- 
niertes öl handelt, ist die für die Berechnung der 
Erstattung zugrunde gelegte Abschöpfung der be- 
wegliche Teilbetrag der Abschöpfung, die auf raffi- 
niertes Öl erhoben wird. 

5. Um den Olivenöl verwertenden Industrien eine 
gewisse Preisstabilität zu gewährleisten, muß die 
Geltungsdauer der Erstattung lang genug sein; der 
Erstattungsbetrag soll jedoch größeren Preisschwan- 
kungen auf dem Weltmarkt Rechnung tragen. 

6. Solange keine Gemeinschaftsregelung über die 
Zahlung der Erstattungen besteht, könnte sich auf 
Grund der verschiedenen Zahlungsfristen in den 
Mitgliedstaaten unterschiedliche Wettbewerbsbedin- 
gungen für die Marktbeteiligten ergeben. Daher 
muß den Mitgliedstaaten die Möglichkeit einge- 
räumt werden, die Erstattung in Form einer Geneh- 
migung zur abschöpfungsfreien Einfuhr von Oliven- 
öl zu gewähren, wenn die Betreffenden dadurch 
rascher als bei einer Erstattung in Form einer Geld- 
leistung in den Genuß der Vorteile der zu ihren 
Gunsten eingeführten Regelung kommen können. 
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